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	8. Oktober 2013
Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 01.10.2013
und Antwort des Senats
- Drucksache 20/9519 -


Betr.:
Widersprüche gegen die geplante Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark

Die Müllberge im Alstertal sind ein beliebtes Ausflugsziel für viele Spaziergänger und Touristen. Bei gutem Wetter ist ein Blick über ganz Hamburg möglich, weswegen sich immer wieder zahlreiche Menschen auf den Müllbergen einfinden. Außerdem bieten die Müllberge zahlreiche Möglichkeiten für Freizeitaktivitäten. Doch immer wieder gibt es Befürchtungen um die Sicherheit der Bevölkerung und der Natur an den Müllbergen in Hummelsbüttel. Die Widerspruchsfrist gegen die geplante Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark ist vor kurzem abgelaufen. Nun geht es darum, die Widersprüche auszuwerten und die Bedenken der Bürgerinnen und Bürger in der Erweiterungsplanung zu berücksichtigen und auszuräumen.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
In einem Planfeststellungsverfahren kann jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbehörde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan erheben (§ 73 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz). Der Senat geht davon aus, dass der Anfragende mit seinem Begriff „Widersprüche“ diese Einwendungen meint.

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:

1. Wie viele Widersprüche gegen die geplante Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark sind bei den zuständigen Behörden eingegangen?

2. Wogegen richten sich diese Widersprüche genau? (Bitte für jeden einzelnen Widerspruch angeben.)

Die Einwendungsfrist für die Bürgerinnen und Bürger endet erst am 10. Oktober 2013. Vor Ablauf dieser Frist werden die Einwendungen nicht ausgewertet. Die Erkenntnisse aus diesen Einwendungen werden, sofern sie planrelevant sind, in die behördliche Entscheidungsfindung einbezogen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann die zuständige Behörde diese Fragen demzufolge nicht beantworten.
3. Wie verfährt die zuständige Behörde mit den eingegangen Widersprüchen und in welcher Frist werden die Widersprüche beantwortet?

Die zuständige Behörde wird jede Einwendung prüfen, bewerten und erörtern und über jede Einwendung entscheiden. Die Entscheidung über die Einwendungen erfolgt schriftlich im Planfeststellungsbeschluss. Die Prüfung der Einwendungen wird bis zum Erörterungstermin stattgefunden haben. Der Erörterungstermin soll innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Einwendungsfrist abgeschlossen werden.
4. Welche Konsequenzen hat die zuständige Fachbehörde aus den zahlreichen Widersprüchen bisher gezogen und welche Konsequenzen wird die zuständige Fachbehörde zukünftig ziehen? 

5. Welche Änderungen an den Plänen zur Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark wurden bisher auf Grund der Widersprüche vorgenommen?

Siehe Antwort zu 1. und 2.

6. Wann ist mit einer endgültigen Entscheidung über die geplante Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark zu rechnen?

Siehe Drs. 20/9191.
7. Wie sahen die Bürgerbeteiligung und die Beteiligung der politischen Gremien zur geplanten Erweiterung der Bodendeponie in der Hummelsbüttler Feldmark bisher aus und welche weiteren Maßnahmen zur Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger sowie der politischen Gremien sollen künftig noch ergriffen werden?

Siehe Drs. 20/9147 und 20/9341.
Darüber hinaus wurde im Rahmen der Beteiligung der Stadt Norderstedt am laufenden Planfeststellungsverfahren der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr der Stadt Norderstedt über das Vorhaben am 19. September 2013 informiert.
Die Einwendungen der Bürger, die rechtzeitig gegen den Plan erhoben wurden, und die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen der beteiligten betroffenen Dienststellen, Träger öffentlicher Belange und anerkannten Naturschutzverbände zu dem Plan werden erörtert. Der Träger des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden rechtzeitig über den Erörterungstermin benachrichtigt. Darüber hinaus wird der Erörterungstermin mindestens eine Woche vorher im Amtlichen Anzeiger und in örtlichen Tageszeitungen bekannt gemacht.
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